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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Beirat für Fragen des unselbständigen Mittelstandes 

Bezug: Kleine Anfrage 109 der Fraktion der DP 
- Drucksache 824 - 

Die Anfrage beehre ich mich, wie folgt zu beantworten: 

Zu Frage 1 

Für die Zusammensetzung des Beirats sind folgende zwei Gesichts- 
punkte maßgebend: 

1. Die Anzahl seiner Mitglieder darf ein knapp gehaltenes Mindest- 
maß nicht übersteigen, weil sonst die Arbeitsfähigkeit des Beirats, 
der der vielschichtigen Gesamtheit des unselbständigen Mittel- 
standes dienen soll, beeinträchtigt wird. Daher ist zunächst vor- 
gesehen, die Vertreter der Sozialpartner auf je fünf Personen zu 
beschränken. 

2. Da demnach nur wenige Persönlichkeiten der Arbeitnehmerseite 
berufen werden können, ist es unmöglich, bei ihrer Auswahl 
sämtliche Angestellten-Organisationen zu berücksichtigen. Als 
geeignete Sprecher für die Angestellten in ihrer Gesamtheit können 
vielmehr in diesem besonderen Falle nur solche Personen ange- 
sehen werden, die als Vertrauensträger der alle Berufsarten und 
Geschäftszweige umfassenden großen Spitzenorganisationen der 
Angestellten hervor getreten sind. 

Aus diesen Erwägungen konnten in den alle Gruppen und Berufs- 
arten umfassenden Beirat zunächst nur Vertreter der großen Spitzen- 
verbände berufen- werden. 

Würden in den Beirat einzelne Berufsvereinigungen mit verhältnis- 
mäßig geringer Mitgliederzahl, die noch in den Anfängen ihrer 
Entwicklung stehen, berufen, so könnten die Spitzenverbände ihrer- 
seits geltend machen, daß nunmehr für jede ihrer beruflichen oder 
branchemäßigen Untergliederungen Vertreter in den Beirat zu berufen 
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wären. Eine ähnliche Aufgliederung und damit Ausweitung des 
Beirats müßte dann auch auf der Arbeitgeberseite geschehen. Der 
Beirat würde damit eine Personenzahl umfassen, die ihn für seine 
rasch abzuwickelnde Sonderaufgabe nicht mehr arbeitsfähig sein ließe. 

Es ist beabsichtigt, Sonderfragen einzelner Berufsarten, Wirtschafts- 
zweige und Dienststufen in Sonderausschüssen zu behandeln. In 
diesem Rahmen kann gegebenenfalls eine der Aufgabenstellung ent- 
sprechende Berücksichtigung von Sondergruppen und Minderheiten 
ermöglicht werden und zweckmäßig sein. 

Aus diesen Zweckmäßigkeitserwägungen konnte dem Wunsche des 
Deutschen Handlungsgehilfenverbandes (DHV) wie auch 16 anderer 
Sonderorganisationen auf unmittelbare Beteiligung im Beirat nicht 
entsprochen werden. Die Berufung des DHV auf das Ergebnis der 
vorjährigen Wahl zu den Selbstverwaltungsorganen der Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte kann nicht überzeugen, denn dieses 
Wahlergebnis bezog sich ausschließlich auf verschiedenartige Ein- 
schätzungen von Reformzielen in der Angestellten Versicherung. 
Außerdem waren am Wahlvorschlag des DHV eine Reihe anderer, 
nicht gewerkschaftlicher Organisationen beteiligt, so daß schon aus 
diesem Grunde sichere Stärkevergleiche nicht gezogen werden können.’ 

Zu Frage 2 

Eine Mitwirkung des DHV in Sonderausschüssen des. obengenannten 
Beirats, die mit Sonderfragen des ihn angehenden Berufskreises be- 
faßt werden, „ ist, wie schon ausgeführt, vorgesehen. Außerdem ist 
dem DHV, wie auch anderen im Beirat nicht unmittelbar vertretenen 
Organisationen, die Möglichkeit gegeben, mir ihre Auffassungen und 
Anregungen vorzulegen. 


Dr. Schäfer 



